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AOK: Verwaltungsverfahren für Saisonar-

beitskräfte vereinfachen 

 

Berlin. Im Streit um den angemessenen versicherungstech-

nischen Umgang mit klassischen Saisonarbeitskräften und 

Erntehelfern erklärt Martin Litsch, Vorsitzender des AOK-

Bundesverbandes: „Das AOK-System eröffnet keine obliga-

torischen Anschlussversicherungen für Saisonarbeitskräfte, 

die wieder ins Ausland zurückkehren. Für ungeklärte Fälle 

schlagen wir seit Jahren vor, generell eine zeitliche Befris-

tung einzuführen, um die Verwaltungsaufwände bei den 

Krankenkassen zu minimieren. Hierzu hat das AOK-System 

bereits mehrfach eine Kennzeichnung für Saisonarbeitskräfte 

im Arbeitgebermeldeverfahren gefordert.“  

 

Litsch weiter: „Auch die heute geltende Einstufung zum 

Höchstbeitrag in der obligatorischen Anschlussversicherung 

ist aus unserer Sicht falsch. Durch Befristung und Mindest-

beitrag ließen sich auch die fiktiven hohen Beitragsschulden 

in diesem Bereich erheblich reduzieren.“ 

 

Auf den Vorwurf der Ersatzkassen, die AOKs erschlichen 

sich Vorteile im Risikostrukturausgleich, indem sie tatsäch-

lich entstandene Leistungsausgaben nicht meldeten, ent-

gegnet Litsch: „Das ist absurd. Erst werfen uns die Ersatz-
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kassen vor, wir meldeten zu hohe Leistungsausgaben, jetzt 

beschweren sie sich, wir geben zu wenige an. Keine Kasse 

hat Vorteile davon, Leistungen nicht zu melden. Zudem ist 

das Zuweisungsvolumen für die rund 350.000 Versicherten 

ohne Leistungsausgaben, die wir im Vergleich zu den Er-

satzkassen mehr versichern, viel zu niedrig, als dass es auch 

nur im Ansatz die Unterschiede in den Kassenbilanzen erklä-

ren könnte.“ 

                                                                                                                                                                                           

Zum Hintergrund: Wenn ein Versicherungsverhältnis in 

Deutschland endet, fallen die Versicherten nicht einfach aus 

der Krankenversicherung. Stattdessen wird ihr Anspruch auf 

Absicherung im Krankheitsfall über eine sogenannte obliga-

torische Anschlussversicherung (oAV) fortgesetzt. Diese 

aber gilt nur für Personen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnli-

chen Aufenthalt in Deutschland haben. Bei ausländischen 

Saisonarbeitern, die nach Beendigung der Saisonarbeit ins 

Ausland zurückkehren, gilt die oAV nicht. Dieser Grundsatz 

ist für alle gesetzlichen Krankenkassen rechtsverbindlich. 

Der Streit unter den Kassen entstand mit der Behauptung, 

dass die oAV unrechtmäßig für Saisonarbeiter trotz deren 

Rückkehr ins Ausland fortgesetzt werde. 
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